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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 8 SO 15/10 B 
 
L 15 SO 204/09 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 47 SO 1904/09 WA (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin  
 und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Berlin, 
Leonorenstraße 70, 12247 Berlin, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29.3.2010 durch  

die Richter   Dr.  F i c h t e    - Vorsitzender - ,   Dr.  K o l o c z e k     

und   C o s e r i u  

beschlossen:  

 

Der Antrag der Klägerin, ihr zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde  

gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin- 

Brandenburg vom 11.2.2010 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt 

beizuordnen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten  

Urteil wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Im Streit ist, ob das Klageverfahren der Klägerin vor dem Sozialgericht (SG) Berlin zum 

Az.: S 47 SO 145/09 durch Klagerücknahme erledigt ist. Eine entsprechende Feststellung hat 

das SG im Gerichtsbescheid vom 8.10.2009 getroffen; die Berufung der Klägerin hiergegen ist 

erfolglos geblieben (Urteil des Landessozialgerichts <LSG> Berlin-Brandenburg vom 

11.2.2010).  

 

Hiergegen richtet sich die Klägerin und bezieht sich im Wesentlichen darauf, dass schriftliches 

Vorbringen zur Berufungsbegründung vom LSG nicht berücksichtigt worden sei. "Mangelhafte 

Tätigkeit" des von ihr beauftragten Rechtsanwalts G.         habe zu der "missverständlichen" 

Klagerücknahme geführt. Ihre Klagewiederaufnahme-Anträge seien vom LSG zurückgewiesen 

worden; ein faires Verfahren habe nicht stattgefunden.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) ist abzulehnen. Voraussetzung für die 

Bewilligung von PKH ist ua, dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung 

<ZPO>). An der erforderlichen Erfolgsaussicht fehlt es, weil nicht erkennbar ist, dass ein bei 

dem Bundessozialgericht (BSG) zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in 

der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen.  

 

Eine Nichtzulassungsbeschwerde kann gemäß § 160 Abs 2 SGG nur darauf gestützt werden, 

dass die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil von einer Entscheidung 

des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder 

des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) 

oder ein Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist vorliegend nicht ersichtlich.  

 

Es ist nicht erkennbar, dass der Rechtssache grundsätzliche Bedeutung zukommt (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG); sie wirft keine Rechtsfrage auf, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig 

und fähig wäre (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59 und 65). 

Nicht erkennbar ist auch, dass die Entscheidung des LSG von einer Entscheidung des BSG, 

des GmSOGB oder des BVerfG abweicht, sodass auch eine Divergenzrüge (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) keine Aussicht auf Erfolg verspricht. Schließlich ist nicht ersichtlich, dass die Klägerin 

einen Verfahrensfehler des LSG geltend machen könnte, auf dem die angefochtene Entschei-

dung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Die Klägerin gibt selbst an, dass sie die Rück-

nahme der Klage erklärt habe, sodass SG und LSG zutreffend von einer Erledigung des 

Rechtsstreits (§ 102 Satz 2 SGG) ausgegangen sind. Dass diese Prozesshandlung auf angeb-

lich "mangelhafter Tätigkeit" eines von ihr beauftragten Rechtsanwalts - und letztlich auf einem 
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Missverständnis - beruht haben soll, führt nicht zu einem Verfahrensfehler des LSG bei der Ent-

scheidung darüber, dass eine solche Prozesserklärung den Rechtsstreit in der Hauptsache 

erledigt.  

 

Mit der Ablehnung der begehrten PKH entfällt zugleich der Anspruch auf Beiordnung eines 

Rechtsanwalts im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO).  

 

Die von der Klägerin ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde ist 

unzulässig. Sie entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Ein Kläger muss 

sich vor dem BSG gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten 

vertreten lassen. Er kann seine Prozesshandlung rechtswirksam nicht selbst vornehmen, 

folglich auch nicht selbst Beschwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem 

nach § 73 Abs 4 SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf hat 

das LSG die Klägerin in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils hingewiesen. Die 

nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist schon aus diesem Grund nach § 160a Abs 4 

Satz 1 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig 

zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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